
Branchen-News aus der Welt des Rechts
Events der Woche

Anlässlich der Eröffnung der neu-
en Kanzlei in Wien, lud die An-

waltskanzlei Niederhuber & Partner
AnfangMai zur ersten Veranstaltung
der Diskussionsreihe „Erfahrung/
Austausch“ ein. Nach Impulsrefera-
ten durch die Professoren Daniel
Ennöckl, Universität Wien, Thomas
Müller, Universität Innsbruck, und
NHP-Anwalt David Suchanekwurde
noch angeregt über neue Entwick-
lungen im öffentlichen Wirtschafts-
recht diskutiert. Martin Niederhu-
ber, Gründer der Kanzlei, freute sich
über rund 200 Gäste.

Am 21. Mai findet in Wien zum
zweiten Mal die Blockchain-Re-

al, die erste Veranstaltungsreihe zu
Blockchain & Immobilien im DACH-
Raum, statt. Die Kanzlei DLA Piper
begleitet das Event, auf dem zehn
Top-Start-ups präsentiert werden,
als Ökosystem-Partner und Sponsor.
„Die Blockchain-Technologie hat auf
jeden Fall das Potential, sich in Ös-
terreich zu etablieren“, erklärt DLA
Piper-Partner Christoph Urbanek.

Unter dem Thema „Staatsreform
– Eine unendliche Geschichte?“

fand das erste Staatsrechtliche Sym-
posium der Walter-Haslinger-Privat-
stiftung im Palais Niederösterreich
statt. Referenten der Tagung waren
Bundesminister Josef Moser, Ver-
waltungswissenschaftlerin Nathalie
Behnke sowie der Verfassungsrich-
ter Georg Lienbacher. Weitere Teil-
nehmer waren der Präsident der
Industriellenvereinigung Georg

Kapsch, der Föderalismusforscher
Peter Bußjäger sowie der Verwal-
tungsforscher Thomas Prorok, Lu-
kas Sustala, Agenda Austria, Ge-
rhart Holzinger, Präsident des Ver-
fassungsgerichtshofes a.D., Werner
Muhm, Verein respekt.net und
Rechtsanwältin Kerstin Holzinger,
Partner bei Haslinger/Nagele.

Anfang Mai fand die erste Tech-
nology Night @ Schönherr statt.

Experten diskutierten vor rund 100
Gästen in insgesamt fünf Sessions.
Thomas Kulnigg, Partner der Kanz-
lei Schönherr und Leiter der Techno-
logy & Digitalisation Gruppe, hat die
Eventreihe ins Leben gerufen. Gese-
hen wurden unter anderem Isabell
Kunst, Xephor Solutions, Banking &
Finance Expertin Ursula Rath,
Schönherr, Kathrin Gfall-Gapp von
der Erste Group, Stefan Klestil von
Speedinvest sowie Maximilian

Schausberger, der bei RBI das Eleva-
tor Lab leitet.

Deal der Woche

Die Anwaltskanzlei Baker McKen-
zie hat die SPIE Deutschland &

Zentraleuropa GmbH bei der Über-
nahme von Christof Electrics bera-
ten. Partner Wendelin Ettmayer,
Corporate/M&A, leitete den Deal,
beteiligt waren unter anderem noch
Associate Stephanie Sauer, die Junior
Associates ThomasAndroschund So-
phie Schubert, alle Corporate/M&A,
die Senior Associate Elisabeth Wasin-
ger, Employment Law, Franz Josef
Arztmann,PublicLaw,undLukasFei-
ler, IT/IP, sowiePartnerAndreasTrau-
gott mit Associate Anita Lukaschek,
Antitrust & Competition.
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MartinNiederhuber begrüßte dieGäs-
te in der neuen Kanzlei. [ Beigestellt ]

Thomas Kulnigg, Initiator der Event-
reihe. [ Beigestellt ]

Wendelin Ettmayer stand dem SPIE-
Deal vor. [ Beigestellt ]
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Ibiza-Video: Wiedergabe
im öffentlichen Interesse
Medienrecht. Auch wenn die Umstände des heimlichenMitschnitts von
Straches Auftritt im Dunkeln sind: Die Veröffentlichung war wohl erlaubt.
Nur Aussagen über die Privatsphäre Dritter dürfen nicht gebracht werden.

VON THOMAS HÖHNE

Wien. Die Mitteilung seines Rück-
tritts verband H.-C. Strache mit der
Drohung, dass man die für den
heimlichen Mitschnitt der Ibiza-
Plauderei Verantwortlichen straf-
rechtlich zur Rechenschaft ziehen
werde. Ist da etwas dran? Ja,
grundsätzlich ist gemäß
§ 120 Abs 2 Strafgesetzbuch straf-
bar, wer ohne Einverständnis des
Sprechenden die Tonaufnahme
dessen nicht öffentlicher Äußerung
einemDritten, für den sie nicht be-
stimmt ist, zugänglich macht oder
eine solche Aufnahme veröffent-
licht. Abgesehen davon, dass Ös-
terreichs strafrechtlicher Arm bei
diesemDelikt nicht bis ins Ausland
reicht, werden wir wohl auch nie
erfahren, wer hier heimlich aufge-
nommen hat. Aber auch das Veröf-
fentlichen der Aufnahme ist straf-
bar. Wie sieht es also mit der Straf-
barkeit jener österreichischen Me-
dien aus, die Ausschnitte des Vi-
deos zugänglich gemacht haben?

Aufträge für Spenden
Es steht wohl außer Zweifel, dass
die Öffentlichkeit ein berechtigtes
Interesse an den Äußerungen
einer Person hat, die sich (damals)
anschickte, Regierungsverantwor-
tung zu übernehmen, und für die-
sen Fall massive Änderungen der
österreichischen Medienland-
schaft vornehmen wollte, in die öf-
fentliche Vergabe von Aufträgen
zugunsten einer Person, die Partei-
spenden in Aussicht stellte, ein-
greifen wollte und ganz deutlich
erklärte, diese Spenden so zu ka-
nalisieren, dass sie der Kontrolle
des Rechnungshofs entzogen wür-
den.

Nur: Der zitierte § 120 StGB
sagt nichts davon, dass hier die In-
teressen der in ihrem Persönlich-
keitsrecht verletzten Person gegen
öffentliche Interessen abzuwägen
wären. Maßgebliche juristische
Autoren lehnen daher eine Recht-
fertigung der unerlaubten Ge-
sprächsaufzeichnung durch über-
wiegende berechtigte Interessen
ab. In einigen Gerichtsentschei-
dungen jedoch wurde ein gehei-
mer Tonbandmitschnitt als recht-
mäßig erachtet, da sich der Mit-
schneider nur so einen Beweis ge-
gen verleumderische Anschuldi-
gungen verschaffen konnte. Man
könnte dies auch als eine Situation
des entschuldigenden Notstands
bezeichnen. Aber das ist natürlich
eine andere Situation. Im Ibiza-

Fall geht es nicht um die Interes-
sen eines Einzelnen, der sich nicht
anders wehren kann.

Aber sollte das eindeutige und
massive öffentliche Interesse denn
wirklich weniger wiegen? Und wie
massiv dieses Interesse ist, sieht
man an den Folgen der Veröffent-
lichung des Mitschnitts. Nur we-
gen einer „bsoffenen Gschicht“
brauchte ein Vizekanzler nicht un-
bedingt zurückzutreten.

Der Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte (EGMR) in
Straßburg betont in ständiger Judi-

katur die Aufgabe der Medien als
„Public Watchdog“, die den be-
rechtigten Anspruch der Öffent-
lichkeit auf Nachrichten, die Ange-
legenheiten des öffentlichen Inter-
esses betreffen, zu erfüllen haben.
Und ja, der EGMR nimmt auch das
Grundrecht auf Achtung des Pri-
vatlebens ernst; die geschützte Pri-
vatheit eines Menschen verflüch-
tigt sich aber umso mehr, je stärker
der Öffentlichkeitsbezug dessen
Handlungen ist. Und über den Öf-
fentlichkeitsbezug dessen, was das
künftige Regierungsmitglied Stra-

che in Ibiza von sich gegeben hat,
braucht man wohl nicht ernstlich
zu diskutieren.

Grundrecht auf Privatheit
Nun ist es keine Frage, dass Stra-
ches Grundrecht auf Privatheit
hier in seinem Kern getroffen ist.
Der EGMR wägt jedoch zwischen
dem Grundrecht auf Privatheit
und jenem auf Äußerungsfreiheit
ab und unterscheidet, ob eine Ver-
öffentlichung einen Beitrag zu
einer Debatte von allgemeinem
gesellschaftlichem Interesse leis-

tet – dann hat die Äußerungs- und
Medienfreiheit Vorrang – oder nur
die voyeuristische Neugier eines
skandallüsternen Publikums be-
friedigen will. Und da ist im vorlie-
genden Fall die Antwort klar: Skan-
dal ja, aber von bloßem Voyeuris-
mus keine Rede, es geht um die In-
teressen der Republik.

Richtig ist auch, dass der Eh-
renkodex für die österreichische
Presse die Verwendung geheimer
Abhörgeräte grundsätzlich als un-
lautere Methode der Informations-
beschaffung bezeichnet, was im
Prinzip wohl auch zutrifft. Der
deutsche Pressekodex sieht das
mit Recht differenzierter, wenn er
eine verdeckte Recherche als „im
Einzelfall gerechtfertigt“ bezeich-
net, „wenn damit Informationen
von besonderem öffentlichen In-
teresse beschafft werden, die auf
andere Weise nicht zugänglich
sind“.

Nicht nur aus Sensationslust
Auch wenn im Ibiza-Fall die Um-
stände des Mitschnitts im Unkla-
ren sind und möglicherweise blei-
ben: Die Veröffentlichung in Ös-
terreich ist als im öffentlichen In-
teresse gerechtfertigt anzusehen.
Allerdings: Vom öffentlichen Inter-
esse sind nur jene Passagen ge-
deckt, die auch tatsächlich The-
men berühren, die im öffentlichen
(und eben nicht bloß sensations-
lüsternen!) Interesse stehen, sowie
jene, die zu deren Verständnis im
Gesamtzusammenhang notwen-
dig sind – nicht aber Äußerungen
Straches über andere Personen,
die deren Privatsphäre betreffen
und nichts mit Straches (damals
künftiger) politischer Funktion
oder den Methoden seiner Partei
der Spendenbeschaffung zu tun
haben.

Übrigens: Im Fall jener Journa-
listen und Medien, die den heimli-
chen Mitschnitt des Gesprächs des
damaligen Mitglieds des Europäi-
schen Parlaments Ernst Strasser
mit Journalisten veröffentlichten,
stellte die Staatsanwaltschaft das
Verfahren wegen § 120 StGB ein.
Zum einen war das Gespräch in
einem Restaurant geführt worden,
was ihm den Charakter der Nicht-
öffentlichkeit nahm, zum anderen
überwog auch dort das öffentliche
Interesse an der Publikation dieses
Gesprächs.

Rechtsanwalt Dr. Thomas Höhne ist
Gründungspartner der Kanzlei Höhne, In der
Maur & Partner in Wien, www.h-i-p.at.

Die Kontrollfunktion der Medien wird vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte hochgehalten. [ Getty Images ]


